
Bekanntmachung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der Hörgertshausener Gruppe

Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Hörgertshausener Gruppe

Körperschaft des öffentlichen Rechts

Verbandssatzung

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1
Rechtsstellung

(1)  Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Wasserver-
sorgung der Hörgertshausener Gruppe.“

 Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.

(2)  Der Zweckverband hat seinen Sitz in Hörgertshausen.

§ 2
Verbandsmitglieder

(1)  Verbandsmitglieder sind die Gemeinden Gammelsdorf, Hörgertshau-
sen, Mauern und Nandlstadt und Wang, sämtliche im Landkreis Frei-
sing.

(2)   Andere Gemeinden oder Landkreise können dem Zweckverband bei-
treten. Der Beitritt bedarf einer Änderung der Verbandssatzung und 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

(3)  Jedes Mitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem 
Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer 
Mehrheit von zwei Drittel der satzungsmäßigen Stimmenzahl zu-
stimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr vorher schriftlich er-
klärt werden; er bedarf einer Änderung der Verbandssatzung und der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Das Recht, aus wichtigem Grund 
zu kündigen (Art. 45 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt.

§ 3
Räumlicher Wirkungsbereich

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst die Ge-
meinde Gammelsdorf ohne den Gemeindeteilen Hiendlberg und Gelbers-
dorf, die Gemeinde Hörgertshausen ohne den Gemeindeteil Sielstetten, 
die Gemeinde Mauern ohne den Gemeindeteilen Gandorf, Hörgersdorf, 
Kleidorf, Kronwinkl, Mönchsberg, Scheckenhofen, Schwarzberg, Thal und 
Wölflmühle, die Gemeinde Nandlstadt nur mit den Gemeindeteilen Ai-
rischwand, Hausmehring, Kainrad, Rehloh und Spitz und die Gemeinde 
Wang nur mit den Gemeindeteilen Thalbach, Aselmühle, Zieglberg, Wit-
tibsmühle, Pfettrach, Niederndorf 5, Wang, Isareck, Volkmannsdorf, Volk-
mannsdorferau, Holzerhof und Thulbach.

§ 4
Aufgaben des Zweckverbandes und Verbandsmitglieder

(1)  Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversor-
gungsanlage einschließlich der Ortsnetze zu errichten, zu betreiben, 
zu unterhalten, die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vor-
handene Ortsnetze zu übernehmen; er versorgt die Endverbraucher 
mit Trinkwasser, das den einschlägigen DIN-Vorschriften entsprechen 
muss.

(2)  Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht. Er dient 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne 
des Steuerrechts.

(3)  Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckver-
band übertragenen Aufgaben zu erfüllen und die notwendigen Befug-
nisse gehen auf dem Zweckverband über. 

(4)  Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder 
Satzungen und Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu 
erlassen.

(5)  Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in ihrem Gebiet die 
Versorgungsanlagen des Zweckverbandes nach dessen Richtlinien. Sie 
halten die für den Feuerschutz eingebauten Anlageteile auf ihre Kos-
ten gebrauchsfähig.

(6)  Der Zweckverband liest die Zähler ab; gegebenenfalls kann dies den 
Verbandsmitgliedern übertragen werden.

II. Verfassung und Verwaltung

§ 5
Verbandsorgane

Die Organe des Zweckverbandes sind:

1. Die Verbandsversammlung
2. Der Verbandsausschuss
3. Der Verbandsvorsitzende

§ 6
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden 
und den übrigen Verbandsräten.

(2)  Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch 
Ihren ersten Bürgermeister und die von Ihren Gemeinderäten bestell-
ten weiteren Verbandsräte vertreten.  Im Falle ihrer Verhinderung tritt 
an ihre Stelle ihr Stellvertreter. Mit Zustimmung ihres ersten Bürger-
meisters und dessen Stellvertreter kann eine Gemeinde an deren 
Stelle auch andere Personen als ihre Vertreter bestellen.

(3)  Die Zahl der weiteren Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Ver-
bandsversammlung entsendet, richtet sich nach dem Wasserver-
brauch. Ein Verbrauch von je angefangenen 30.000 cbm ergeben das 
Recht, einen weiteren Vertreter in die Verbandsversammlung zu ent-
senden. Die Berechnung wird alle 6 Jahre nach dem Durchschnitt der 
vorausgegangenen 6 Jahre neu vorgenommen.

(4)  Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinde-
rung; Verbandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte 
und ihre Stellvertreter sind von den Verbandsmitgliedern dem Ver-
bandsvorsitzenden schriftlich zu benennen. Beamte und Angestellte 
des Zweckverbandes können nicht Mitglieder der Verbandsversamm-
lung sein.

(5)  Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung 
angehören, endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kom-
munalen Wahlamts; Entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die 
anderen Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden durch Beschluss 

der Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder bestellt, und zwar für 
die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder die-
ser Organe bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestel-
lung nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane aus 
wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein 
Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds an-
gehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder der Vertretungskörperschaft 
ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis 
zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter aus.

§ 7
Einberufung der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Ver-
bandsvorsitzenden zusammen. Die Einladung muss Tageszeit und 
-ort und die Beratungsgegenstände angeben und den Verbandsräten 
spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen 
kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf vierundzwanzig Stun-
den abkürzen.

(2)  Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberu-
fen. Sie muss außerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der 
Verbandsräte oder die Aufsichtsbehörde beantragt; im Antrag sind die 
Beratungsgegenstände anzugeben.

(3)  Die Aufsichtsbehörde und das Bayer. Landesamt für Wasserversorgung 
und Gewässerschutz sind von der Sitzung zu unterrichten. Abs.1 Satz 
2 und 3 gilt entsprechend.

§ 8
Sitzungen der Verbandsversammlung

(1)  Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Ver-
bandsversammlung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die Ord-
nung während der Sitzung.

(2)  Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, und das Bayer. Landesamt für 
Wasserversorgung und Gewässerschutz, der Geschäftsleiter und der 
Kassenverwalter haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzu-
nehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsver-
sammlung kann auch andere Personen hören.

§ 9
Beschlüsse und Wahlen der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Ver-
bandsräte ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Ver-
bandsräte anwesend und stimmberechtigt ist. Über andere als in 
der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann Be-
schluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte erschienen und mit 
einer Beschlussfassung einverstanden sind.

(2)  Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die 
nicht auf der persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte 
beruht, innerhalb 4 Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand einberufen, ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten 
Ladung ausdrücklich hinzuweisen.

(3)  Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese 
Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschreiben, werden die Be-
schlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der Ab-
stimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat 
eine Stimme. Solange ein Verbandsmitglied keine anderen Vertreter 
bestellt hat, übt der erste Bürgermeister das Stimmrecht aus. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der 
Stimme enthalten; enthält sich ein Verbandsrat trotzdem der Stimme 
gehört er nicht zu den Abstimmenden.

(4)  Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften 
über die persönliche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird 
geheim abgestimmt. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgege-
benen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht 
einreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den 
höchsten Stimmzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl 
entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Be-
werber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das 
Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die 
höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere Stimm-
zahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl 
mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt.

(5)  Die Beschlüsse und die Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag 
und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsräte, der 
zu behandelnden Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse 
(Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem 
Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Als 
Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbandes oder eines 
Verbandsmitgliedes, soweit diese zustimmt, zugezogen werden. Ver-
bandsräte die einen Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis 
zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift ver-
merkt wird. Abschriften der Niederschriften sind unverzüglich den 
Verbandsmitgliedern und der Aufsichtsbehörde zu übermitteln.

§ 10
Zuständigkeit der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für:

 1.    die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erwei-
terung der den Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen.

 2.    die Beschlussfassung über Erlaß, die Änderung oder die Aufhe-
bung von Satzungen und Verordnungen.

 3.   die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssatzung.
 4.  die Beschlussfassung über den Stellenplan für die Dienstkräfte.
 5.    die Feststellung und endgültige Anerkennung des Jahresabschlusses.
 6.    die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, die 

Bestellung der Mitglieder des Verbandsausschusses und die Fest-
setzung der Entschädigungen.

 7.   die Bildung, Besetzung und Auflösung weitere Ausschüsse.
 8.   den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Betriebsordnung.
 9.    den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsord-

nung für die Verbandsversammlung.
 10.  die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, 

die Auflösung des Zweckverbandes und die Bestellung von Ab-
wicklern.

(2)  Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im 
Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegen-
stände soweit nicht der Verbandsausschuss nach § 14 zuständig ist. 
Sie ist insbesondere zuständig für die Beschlussfassung über

 1.   den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundstücken.

 2.   den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweck-

verband Verpflichtungen in Höhe von mehr als 50.000 € mit sich 
bringen; § 14 Abs. 1 Nr. 3 bleibt unberührt. 

 3.   den Gesamtplan der im Rechnungsjahr der in mehreren Rech-
nungsjahren durchzuführenden Unterhaltungsarbeiten.

Die Verbandsversammlung kann diese Zuständigkeiten allgemein oder für 
den Einzelfall auf den Verbandsausschuss übertragen. Sie kann die Über-
tragung jederzeit für die Zukunft widerrufen.

§ 11
Rechtsstellung der Verbandsräte 

Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig und erhalten einen Auslagen-
ersatz.

§ 12 
Zusammensetzung des Verbandsausschusses

(1)    Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und 
den 1. Bürgermeistern der Verbandsmitglieder.

(2)  Für jedes Ausschussmitglied ist auf Vorschlag der Mitgliedsgemeinde 
aus der Verbandsversammlung ein namentlicher Vertreter durch Be-
schluss zu bestimmen. Die Bestellung gilt für die Dauer der Zuge-
hörigkeit zu Verbandsversammlung. Die Bestellten können nur aus 
wichtigen Gründen von der Verbandsversammlung abberufen werden.

§ 13
Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses

Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten die § 8 
und § 9 entsprechend. Die Sitzungen des Verbandsausschusses sind nicht 
öffentlich.

§ 14
Zuständigkeiten des Verbandsausschusses

(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig:

 1.  Die Beamten des Zweckverbandes zu ernennen, zu einem anderen 
Dienstherrn abzuordnen oder zu versetzen, in den Ruhestand zu 
versetzen und zu entlassen.

 2.   die Angestellten des Zweckverbandes einzustellen, höher zu grup-
pieren und zu kündigen.

 3.  Lieferungen und Leistungen in Höhe bis 50.000 € zu vergeben.
 4.  Den Entwurf der Haushaltssatzung zu erstellen.
 5.   Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur zwangsweisen Durch-

setzung ihrer finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Zweck-
verband einzuleiten.

 6.   die notwendigen Unterhaltungsarbeiten zu ermitteln und die von 
dem Vorsitzenden und den Dienstkräften des Zweckverbandes 
zur Erfüllung seiner Aufgaben ausgeübten Tätigkeiten laufend zu 
überwachen.

(2)  Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegenheiten, 
die ihm durch Einzelbeschluss der Verbandsversammlung übertragen 
werden.

§ 15
Rechtsstellung der Mitglieder des Verbandsausschusses

Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig und erhalten einen Auslagen-
ersatz.

§ 16
Wahl des Verbandsvorsitzenden

(1)  Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Ver-
bandsversammlung aus ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvorsitzende 
soll der gesetzliche Vertreter eines Verbandsmitglieds sein.

(2)  Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer 
von sechs Jahren, sind sie Inhaber eines Kommunalen Wahlamtes 
eines Verbandsmitglieds, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben 
Ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amts-
antritt des neugewählten Verbandsvorsitzenden und Stellvertreters 
weiter aus.

§ 17
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen.

(2)  Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsver-
sammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, 
die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes dem Ersten Bürger-
meister zukommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz über die kommunale 
Zusammenarbeit zugewiesenen Aufgaben.

(3)  Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem 
Verbandsvorsitzenden unbeschadet des § 10 Abs.1 weitere Angelegen-
heiten zur selbständigen Erledigung übertragen werden.

(4)  Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinem 
Stellvertreter und laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräf-
ten des Zweckverbandes oder mit Zustimmung eines Verbandsmit-
glieds dessen Dienstkräften übertragen.

(5)  Erklärungen durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, be-
dürfen der Schriftform.

(6)  Der Verbandsvorsitzende ist zuständig, Lieferungen und Leistungen 
bis zu einer Höhe von 15.000,00 € zu vergeben.

§ 18
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. 
Unbeschadet des § 11 erhält der Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit 
nach § 17 eine Aufwandsentschädigung, ebenso der Stellvertreter nach 
Maß seiner Inanspruchnahme. Die Verbandsversammlung setzt die Höhe 
dieser Entschädigung durch Beschluss fest.

§ 19
Dienstkräfte des Zweckverbandes

(1) Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Beamten zu sein.

(2)  Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann 
ihm durch Beschluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden nach 
§ 17 Abs. 2 übertragen. Durch gesonderten Beschluss kann sie ihm 
ferner unbeschadet des § 10 Abs. 1 und des § 14 Abs. 1. weitere An-
gelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen.
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